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Helen Keller und Nicole Bürli
Religionsfreiheit in der multikulturellen 
Schulrealität
BGE	134	I	114	ff.	und	135	I	79	ff.
Das Bundesgericht hat in zwei jüngeren Entschei-
den zu den aus der Religionsfreiheit fliessenden 
Ansprüchen im Schulunterricht Stellung genom-
men. Im Falle einer Prüfungsdispensation an religi-
ösen Feiertagen hat sich das Bundesgericht für ein 
grosszügiges Verständnis der Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit ausgesprochen, weil der geordnete 
und effiziente Schulbetrieb nicht gefährdet war. Im 
Entscheid um die Dispensation vom gemischtge-
schlechtlichen Schwimmunterricht vertrat das Bun-
desgericht eine restriktivere Haltung. Dies scheint 
auf den ersten Blick widersprüchlich, erklärt sich je-
doch daraus, dass im letzteren Fall das Kindeswohl 
und die Integration auf dem Spiel standen. Zu be-
dauern ist allerdings, dass sich das Bundesgericht 
bei der Interessenabwägung zu wenig mit der Erfor-
derlichkeit des Grundrechtseingriffes für die Integra-
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Nachfolgend	 sollen	 die	 beiden	 Entscheide	 in	
den	 Kontext	 der	 bundesgerichtlichen	 Rechtspre-
chung	 zur	 Glaubens-	 und	 Gewissensfreiheit	 ge-








B. Zusammenfassung der Bundesgerichts-
entscheide
I. Prüfungsdispensation am Samstag1
Der	Beschwerdeführer	A	ist	Angehöriger	der	Frei-


































öffentliches	 Interesse	 daran	 besteht,	 dass	 alle	
Schüler	die	gleiche	Prüfung	an	demselben	Tag	ab-
legen	 und	 eine	 Nachholprüfung	 einen	Mehrauf-
wand	 darstellt.	 Andererseits	 seien	 Nachholprü-
fungen	 nichts	 Aussergewöhnliches	 und	 würden	
bei	Krankheit,	Unfall	oder	Todesfall	in	der	Familie	







resse	 an	 der	 Durchführung	 aller	 Prüfungen	 am	
Samstag.	





torischen	 Schwimmunterricht	 der	 Primarschule	
zu	 befreien,	 weil	 der	 gemischtgeschlechtliche	
Schwimmunterricht	nicht	mit	den	religiösen	Über-
zeugungen	 der	 muslimischen	 Familie	 vereinbar	







stützt	 auf	 die	 Glaubens-	 und	 Gewissensfreiheit	
gemäss	Art.	15	BV	geltend.	In	der	Interessenab-
wägung	 hielt	 das	 Bundesgericht	 fest,	 dass	 das	







sicht,	 dass	 eine	 Befreiung	 vom	 Schwimmunter-








Gesellschaft	 üblichen	 Zusammenseins	 mit	 dem	



















somit	 immer	 eine	 Interessenabwägung.	 Einer-
seits	erfordert	das	Gebot	der	richtigen	Rechtsan-
wendung,	 eine	 als	 unrichtig	 erkannte	 Praxis	 zu	
ändern.	 Andererseits	 erfordert	 das	 Gebot	 der	




















In	 beiden	 Entscheiden	weist	 das	Bundesgericht	
auf	 das	 Sonderstatusverhältnis	 der	 Schüler	 ge-
genüber	der	Schule	hin.7	Von	einem	Sonderstatus-
verhältnis	spricht	man,	wenn	eine	Person	in	einer	
besonders	 engen	Beziehung	 zum	Staat	 oder	 zu	
einer	 öffentlichen	 Anstalt	 steht.	 Als	 Beispiel	 zu	
nennen	 wären	 Strafgefangene,	 Soldaten	 und	
Schüler.8	Aus	einem	solchen	speziellen	Verhältnis	
zwischen	Person	und	Staat	ergeben	sich	besonde-
re	 Pflichten	 und	 Einschränkungen	 der	 Freiheits-
rechte	wie	der	Glaubens-	und	Gewissensfreiheit.	
Die	Begründung	eines	Sonderstatusverhältnisses	




Kontext	 der	 Schule	 bildet	 meist	 ein	 kantonales	
Schulgesetz	die	gesetzliche	Grundlage.	So	auch	in	
den	vorliegenden	Fällen.	Das	Tessiner	Schulgesetz	
begründet	 nicht	 nur	 das	 Sonderstatusverhältnis	
der	 Schüler	 zur	 Schule,	 sondern	 sieht	 auch	 die	
Möglichkeit	 vor,	die	Maturitätsprüfung	an	einem	
Samstag	abzuhalten.11	Ähnliches	gilt	auch	für	das	
Schaffhauser	 Schulgesetz,	 welches	 die	 Begrün-
dung	 des	 Sonderstatusverhältnisses	 regelt	 und	
besagt,	dass	Knaben	und	Mädchen	Anspruch	auf	
gleiche	Ausbildung	haben.12	
Auch	 Personen,	 die	 in	 einem	 Sonderstatus	
zum	 Staat	 stehen,	 haben	Anspruch	 auf	 die	Ver-
wirklichung	 ihrer	 Freiheitsrechte.13	 Grundrechts-
einschränkungen,	die	sich	aus	dem	Sonderstatus-
verhältnis	ergeben,	müssen	gestützt	auf	Art.	36	BV	







sationen	 an	 religiösen	 Feiertagen	 oder	 vom	
Schwimmunterricht	aus	religiösen	Gründen).15	In	
welchem	 Ausmass	 Dispensationen	 zu	 erteilen	
sind,	bestimmt	sich	 in	erster	Linie	aufgrund	der	
kantonalen	Gesetzgebung.16	Dies	ist	entweder	im	
Schulgesetz	 oder	 in	 der	 Schulordnung	 geregelt.	
Die	 Schaffhauser	 Schulordnung	 besagt,	 dass	 für	
voraussehbare	Schulversäumnisse	beim	Klassen-




de	 bewilligt.17	 Die	 Dispensation	 aus	 religiösen	
Gründen	 wird	 nicht	 explizit	 erwähnt.	 Im	 Kanton	
Tessin	 enthält	 weder	 das	 Schulgesetz	 noch	 die	
Schulordnung18	 eine	 Regel	 über	 Absenzen	 oder	
Dispensationen.	Daher	werden	Dispensationsge-
suche	 aus	 religiösen	 Gründen	 regelmässig	 auf-
grund	der	Glaubens-	und	Gewissensfreiheit	beur-
teilt.	Ein	Schüler	hat	demnach	Anspruch	auf	eine	
Dispensation,	 wenn	 sein	 Anliegen	 in	 den	 sach-




II. Prüfung der Verfassungsmässigkeit
1. Schutzbereich der Glaubens- und Gewis-








derart	 gewährleisteten	 Religionsausübung	 zählt	
auch	das	Einhalten	religiöser	Feiertage.20	Folglich	
ist	 das	 Gebot	 der	 Siebenten-Tages-Adventisten,	
das	die	Einhaltung	des	Sabbats	an	Samstagen	vor-
schreibt,	 durch	Art.	 15	BV	geschützt.	Art.	 15	BV	











Schaffhausen	 (nachfolgend	 SchG/SH)	 vom	 27.	 April	 1981	 (SHR	
410.100).





	 16	Peter Hänni/Eva Maria Belser: Die	Rechte	der	Kinder.	Zu	den	
Grundrechten	 Minderjähriger	 und	 der	 Schwierigkeit	 ihrer	 recht-
lichen	Durchsetzung,	AJP	7 (1998)	146.
	 17	§§	 14–16	 Verordnung	 des	 Erziehungsrates	 betreffend	 die	
Schulordnung	der	Primar-	und	Orientierungsschulen	des	Kantons	
Schaffhausen	vom	31.	März	1988	(SHR	411.101).
	 18	Regolamento	 della	 legge	 della	 scuola	 vom	 19.	 Mai	 1992	
(RL	5.1.1.1.1.).
	 19	BGE	134	I	56	E.	4.3	S.	60.
	 20	Für	eine	Liste	geschützter	religiöser	Tätigkeiten	vgl.	Urs Josef 
Cavelti/Andreas Kley, in:	Bernhard Ehrenzeller/Philippe Mastronar-
di/Rainer J. Schweizer/Klaus A. Vallender (Hrsg.):	 Die	 schweize-
rische	 Bundesverfassung,	 Kommentar	 (nachfolgend	 St.	 Galler	
Kommentar)	(2.	A.	Zürich/St.	Gallen	2008)	Art.	15	BV	N	10.




Die	 Glaubens-	 und	 Gewissensfreiheit	 vermit-
telt	sowohl	Abwehransprüche	wie	auch	Gewähr-










aus	 religiösen	 Gründen	 abgeleitet	 werden.24	 Ei-
nen	 positiven	 Leistungsanspruch	 kann	 die	Glau-
bens-	und	Gewissensfreiheit	 in	Sonderstatusver-
hältnissen	gewähren.25	
Auch	 religiöse	 Minderheitenmeinungen	 und	
Überzeugungen,	 die	 stark	 vom	 Landesüblichen	
abweichen,	fallen	in	den	sachlichen	Schutzbereich	
von	 Art.	 15	 BV.26	 Das	 Obergericht	 des	 Kantons	



























reich	 von	Art.	 15	BV	 fällt	 und	 sich	 selbstständig	
darauf	berufen	kann.	Die	Kinder	X	und	Y	sind	eben-




Wenn	 immer	 eine	 staatliche	Massnahme	 einen	







bens-	 und	 Gewissensfreiheit	 fallen,	 nachgehen	
können.	Das	Vorliegen	eines	Eingriffes	war	in	bei-
den	Entscheiden	unbestritten.	Ebenso	die	Tatsa-
che,	 dass	 jeweils	 die	 zuständige	 Behörde	 ent-
schieden	hatte.	




3. Gesetzliche Grundlage Art. 36 Abs. 1 BV
Art.	 36	Abs.	 1	BV	 besagt,	 dass	Grundrechtsein-







die	 kantonalen	 Schulgesetze,	 d.h.	 auf	 einen	 Er-
lass,	der	vom	Gesetzgeber	im	ordentlichen	Verfah-







	 21	Zum	 Inhalt	 einzelner	 Ansprüche	 vgl.	 Kiener/Kälin (Fn.	 13)	
31–37.
	 22	Vgl.	Urs Josef Cavelti/Andreas Kley in	St.	Galler	Kommentar	
(Fn.	20)	Art.	15	BV	N	17.
	 23	Jörg Paul Müller/Markus Schefer: Grundrechte	in	der	Schweiz	
(4.	A.	Bern	2008)	269.




	 27	Urteil	 des	 Schaffhauser	 Obergerichts	 OGE	 60/2007/24	 vom	
14.	Dezember	2007	E.	2d.ff.	(Internetpublikation).
	 28	BGE	135	I	79	(Fn.	3)	E.	4.4	und	4.5	S.	83–84.









stimmtheit.	 Im	 Fall	 des	Gesuches	 um	eine	Dis-
pensation	 vom	 gemischtgeschlechtlichen	 Unter-
richt	stützten	sich	die	Behörden	auf	verschiedene	
Bestimmungen	 des	 kantonalen	 Schulgesetzes.	





der	 Grundschulstufe	 keine	 Trennung	 nach	 Ge-
schlechtern	vor,	auch	nicht	 für	den	Schwimmun-
terricht.	 Das	 Bundesgericht	 argumentiert,	 dass	














Drunter	 fallen	 polizeiliche	 Interessen	 (öffentliche	
Ordnung,	 Ruhe,	 Sicherheit,	 Gesundheit,	 Sittlich-
keit	und	Treu	und	Glauben	 im	Geschäftsverkehr)	
sowie	 Interessen,	 deren	 Wahrnehmung	 durch	
Aufgabennormen	 der	 Bundesverfassung,	 kanto-
nale	 oder	 eidgenössische	 Gesetze	 oder	 völker-






und	 effizienten	 Schulbetrieb,	 das	 Schulobligato-	
rium,	 die	 Integration	 von	 Angehörigen	 fremder	
Länder,	Religionen	und	Kulturen,	das	Kindeswohl	
sowie	die	Chancengleichheit.	





ner	 Dispensation)	 geeignet	 und	 erforderlich	 ist,	
um	das	öffentliche	Interesse	zu	verwirklichen,	und	
zudem	ein	vernünftiges	Verhältnis	zwischen	dem	
öffentlichen	 Interesse	 (Eingriffszweck)	 und	 den	
privaten	 Interessen	 (Eingriffswirkung)	 besteht.	










dern	geht	 von	einer	Gesamtsicht	 aus,	 in	 der	 es	
private	und	öffentliche	Interessen	gegeneinander	
abwägt.36	So	ging	es	auch	in	den	vorliegenden	Fäl-





gericht	 massgeblich	 auf	 das	 Kindeswohl.	 Dies	










Ausbildung	 oder	 der	 Chancengleichheit.38	Wenn	
keine	Anzeichen	 für	 eine	Gefährdung	 erkennbar	
waren,	wurde	 den	 Interessen	 der	 Eltern	 an	 der	
richtigen	 religiösen	 Erziehung	 gegenüber	 dem	
Kindeswohl	Vorrang	eingeräumt.	Von	dieser	Argu-
mentation	distanzierte	sich	das	Bundesgericht	im	
Schaffhauser	 Fall,	 indem	es	das	Kindeswohl	 ins	
Zentrum	 seiner	 Überlegungen	 stellte.	 Gemäss	
Bundesgericht	ist	es	für	das	Wohl	des	Kindes	un-
erlässlich,	dass	es	mit	dem	Element	Wasser	ver-
traut	 gemacht	 wird	 und	 schwimmen	 lernt.	 Das	
Bundesgericht	weist	auch	darauf	hin,	dass	immer	
wieder	Kinder	und	Jugendliche	ertrinken,	weil	sie	
nicht	 schwimmen	 können.	 Entgegen	 seiner	
früheren	Auffassung39	ist	das	Bundesgericht	heu-
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stützt	sich	dabei	zur	Begründung	auf	Art.	3	Ziff.	1	
der	 UNO-Kinderrechtskonvention,	 wonach	 «bei	








Begriffes	 ist	 vielmehr	 Aufgabe	 der	 nationalen	
Rechtsprechungsorgane.42	 In	 der	 Bundesverfas-
sung	ist	das	Kindeswohl	 in	Art.	11	BV	verankert.	
Art.	11	BV	vermittelt	Kindern	und	Jugendlichen	An-
spruch	 auf	 besonderen	Schutz	 ihrer	Unversehrt-








minierungsfreie	 Behandlung	 durch	 die	 Schulbe-
hörden,	das	Recht	auf	Anhörung	und	die	Achtung	




und	 Gewissensfreiheit	 müssen	 somit	 folgende	
Kriterien	 berücksichtigt	 werden:	 Bedeutung	 des	
Bildungsinhaltes,	die	weiteren	Bildungs-	und	Be-






ein	 Element	 bei	 der	 Beurteilung	 von	 Dispensa-	
tionen.	Im	Bereich	des	Turn-	und	Sportunterrichts	
ist	 als	 bundesrechtliche	 Vorgabe	 die	 eidgenös-
sische	Bundesverordnung	über	die	Förderung	von	
Turnen	 und	 Sport	 zu	 berücksichtigen.	 Diese	




fisch	 fördert,	 zu	 sorgen.46	 Im	Übrigen	 legen	 die	
Kantone	mittels	Schulgesetz	und	Bildungsplänen	






umschrieben.	 Im	 kantonalen	 Recht	weist	 nichts	
darauf	hin,	dass	Schwimmen	als	zentraler	oder	gar	
zwingender	Lernstoff	angesehen	wird.	Dass	die	





Verbindlichkeit	 des	 Schwimmunterrichts.	 Eine	











relativieren,	 indem	 sie	 Kann-	 bzw.	 Sollformulie-





Erwachsenenalter	 lediglich	 der	 Freizeitbeschäfti-
gung.	 Versäumter	 Schwimmunterricht	 versperrt		 41	Art.	3	Ziff.	1	Übereinkommen	über	die	Rechte	des	Kindes	(KRK)	
vom	20.	November	1989,	1577	U.N.T.S.	3	[1989],	SR	0.107,	ratifi-
ziert	 durch	 193	 Staaten	 (Stand	 April	 2009),	 in	 Kraft	 seit	 dem	
2.	September	1990,	für	die	Schweiz	seit	dem	26.	März	1997.





borg Schwenzer, in:	Heinrich Honsell/Nedim Peter Vogt/Thomas 
Geiser (Hrsg.):	 Basler	 Kommentar	 zum	 Schweizerischen	 Privat-
recht,	Zivilgesetzbuch	I	(3.	A.	Basel	2006)	Art.	301	ZGB	N	4–6;	Re-
gula Gerber Jenni: Das	Zusammenleben	von	Kindern	und	Eltern,	in:	













	 49	Nach	 eigenen	 Angaben	 der	 kantonalen	 Erziehungsdeparte-
mente	haben	neun	Kantone	keine	Bestimmungen	für	die	Erteilung	




J+S	 zum	Thema	 Sicherheit	 und	 Qualität	 im	 Schwimmunterricht	
2005	 (http://www.swimsports.ch/pdf/de/EzD–Übersicht–Antw.pdf)	
[zuletzt	besucht	am	7.	April	2009].
	 51	Vgl.	 Anna-Verena Fries/Jürg Baumberger/Bruno Egloff: Volks-








gemeinen.	 Die	 Argumentation	 des	 Bundesge-
richts,	dass	der	Besuch	des	Schwimmunterrichts	





milie.52	 Dies	 ist	 ein	 gewichtiges	Argument,	 das	
sowohl	 von	 den	 kantonalen	 Behörden	 als	 auch	
vom	 Bundesgericht	 unerwähnt	 blieb.	 Durch	 die	
Teilnahme	am	Schwimmunterricht	kann	das	Kind	
in	einen	Gewissenskonflikt	geraten,	weil	es	etwas	
tun	 muss,	 das	 seine	 Eltern	 verbieten.	 Aus	 der	
Sachverhaltsschilderung	 im	 Bundesgerichtsent-




hörden	 hätten	 den	 möglichen	 Loyalitätskonflikt	





eng	 mit	 dem	 Kindeswohl	 verbunden	 ist	 der	
Aspekt	der	Integration.	Bei	der	Beurteilung	eines	
Gesuchs	 um	 Schuldispensation	 aus	 religiösen	
Gründen	hat	sich	das	Bundesgericht	erstmals	im	
BGE	119	Ia	178	mit	der	Integration	auseinanderge-




























und	 rechtmässig	 anwesenden	 Ausländerinnen	
und	Ausländern	ermöglichen,	am	wirtschaftlichen,	
sozialen	 und	 kulturellen	 Leben	 der	 Gesellschaft	
teilzunehmen».57	 Die	 eidgenössische	 Kommissi-
on	 für	Migration	 unterstreicht,	 dass	 es	Aufgabe	
des	Staates	ist,	Rahmenbedingungen	zu	schaffen,	
um	die	Integration	im	Sinne	von	Partizipation	und	
der	 Realisierung	 von	 Gleichberechtigung	 zu	 ge-
währleisten.58	Der	Staat	ist	also	gehalten,	die	Ein-
gliederung	von	ausländischen	Personen	in	die	Ge-




gration	 bei	 Kinder	 und	 Jugendlichen	 aber	 auch	
besonders	gravierend,	weil	sie	bei	einem	Misser-
folg	weder	in	die	hiesige	noch	in	die	angestammte	
Gesellschaft	 integriert	 sind.	 Der	 Staat	 ist	 somit	









einen	 nicht	 geschlechtergetrennten	 Schwimm-
unterricht	erfordert.	Ins	Feld	geführt	wurde	etwa,	
dass	 der	 aufkommende	 Islamismus	 die	 Bereit-
schaft	 schmälert,	 sich	 der	 hiesigen	 staatlichen	
	 52	Vgl.	Christian R. Tappenbeck/René Pahud de Mortanges: Reli-
gionsfreiheit	und	religiöse	Neutralität	in	der	Schule,	AJP	16 (2007)	
1410.
	 53	Auf	 einen	 möglichen	 Loyalitätskonflikt	 deutet	 die	Tatsache,	
dass	die	Kinder	X	und	Y	auch	nach	dem	Bundesgerichtsurteil	dem	
Schwimmunterricht	fernblieben;	vgl.	dazu	«Trotz	Lausanner	Urteil	








Vgl.	dazu	Judith Wyttenbach: Wer	definiert	das	Kindeswohl?,	 in:	
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sungsleistungen	 vornehmen.	 Dazu	 würde	 auch	
die	Akzeptanz	der	grundlegenden	Regeln	des	Zu-
sammenlebens	gehören.63
Andererseits	 wurde	 die	 Meinung	 vertreten,	
dass	die	 Integration	eine	grosszügige	Dispensa-
tionspraxis	 geradezu	erfordere.	Denn	Einschrän-












verdreifacht	 hat,	 sind	 «heute	 noch	 vermehrt	 als	
früher	Anstrengungen	zur	Angewöhnung	und	Ein-
bindung	der	Kinder	und	Jugendlichen	aus	anderen	
Kulturen	 in	 die	 hier	 geltenden	 gesellschaftlichen	
Rahmenbedingungen»66	nötig.	Gemäss	Bundes-
gericht	 kann	 nur	 auf	 diese	Weise	 gewährleistet	
werden,	dass	Kinder	und	Jugendliche	aus	anderen	
Kulturen	am	wirtschaftlichen,	sozialen	und	kultu-
rellen	 Leben	 teilnehmen,	 was	 für	 den	 sozialen	
Frieden,	 den	 Zusammenhalt	 von	 Staat	 und	 Ge-
samtgesellschaft	und	die	Chancengleichheit	unab-
dingbar	ist.	Das	Bundesgericht	erwähnt	ausdrück-
lich,	 dass	 dem	 obligatorischen	 Schulunterricht	
grundsätzlich	Vorrang	 zukommt	und	Ausnahmen	
nur	 mit	 Zurückhaltung	 zu	 gewähren	 seien.	 Das	
Bundesgericht	 kommt	 daher	 zum	Schluss,	 dass	
















chen.	 Eine	 solche	 Geschlechtertrennung	 ist	 für	



















tätsprüfung	 am	 Samstag	 stellte	 das	 Bundesge-












übermässigen	 Verwaltungs-	 und	 Vorbereitungs-
aufwand	 sowie	 höhere	 Kosten	 zu	 vermeiden.70	
Die	Praxis	von	Schuldispensen	an	Feiertagen	aus	
religiösen	Gründen	war	nicht	immer	die	gleiche.	In	
einem	 Entscheid	 aus	 dem	 Jahre	 1940	 war	 das	
	 61	Hans Peter Moser: Redaktionelle	Bemerkungen	zum	Entscheid	
119	Ia	178,	ZBL	95 (1994)	39.
	 62	Paul Zweifel: Religiöse	 Symbole	 und	 Kleidervorschriften	 im	
Zwielicht,	ZBJV	131 (1995)	595.
	 63	Doris Bianchi (Fn.	59)	28.
	 64	Wyttenbach/Kälin (Fn.	44)	322.
	 65	Ebenda	323.	Vgl.	auch	Yvo Hangartner: Dispensation	einer	Pri-
marschülerin	vom	koedukativen	Schwimmunterricht	aus	religiösen	
Gründen,	AJP	3 (1994)	624–625;	Stephan Hördegen: Grundziele	
und	 -werte	 der	 «neuen»	 Bildungsverfassung,	 ZBL	 108 (2007)	













Samstagen	 höher	 als	 die	 Religionsfreiheit.71	 Das	
Bundesgericht	 trennte	 sich	 allmählich	 von	 dieser	
Praxis	und	befand	es	als	unverhältnismässig,	einem	
Schüler	aus	religiösen	Gründen	für	 fünf	aufeinan-
derfolgende	Tage	pro	 Jahr	 keine	Dispensation	 zu	
erteilen,	 zumal	 Kinder	 jüdischen	 Glaubens	 regel-
mässig	für	vier	aufeinanderfolgende	Tage	von	der	
Schule	 dispensiert	 werden.72	 Das	 Bundesgericht	
betonte	jedoch,	dass	Glaubensüberzeugungen	und	



















de,	 da	 aufgrund	 von	Krankheit	 und	Unfall	 immer	
Nachholprüfungen	 geplant	 werden	 müssen	 und	
zudem	 solche	 Anträge	 eher	 selten	 sind.75	 Im	




mutigen	 Entscheid	 getroffen.	 Die	 Schaffhauser	




























gung	 schwer	wiegen.	 In	 diesen	 Konstellationen	







den	Ausschlag	 für	 die	 Einschränkung	 der	 Glau-
bens-	 und	 Gewissensfreiheit	 gaben,	 waren	 im	
zweiten	Fall	lediglich	einfache	öffentliche	Interes-
sen	–	nämlich	der	geordnete	und	effiziente	Schul-
betrieb	–	 involviert.	 In	dieser	 Interessenlage	fiel	
es	dem	Bundesgericht	leichter,	in	klarer	Weise	zu-
gunsten	der	Religionsfreiheit	zu	entscheiden.
	 71	BGE	66	I	157	E.	2	S.	158.
	 72	BGE	114	Ia	129	E.	4c	S.	136.
	 73	Ebenda	E.	3a	S.	133.
	 74	BGE	117	Ia	311	E.	2b	S.	315.	Für	eine	Übersicht	zu	der	bundes-
gerichtlichen	Rechtsprechung	vgl.	auch	Walter Kälin: Grundrechte	
im	Kulturkonflikt	(Zürich	2000)	136–137.
	 75	BGE	134	I	114	(Fn.	1)	E.	6.3	S.	121.
